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Betrauung der Frankfurt RheinMain GmbH International Marketing of the Region

Anlage/n siehe Seite 3

[]Bericht zum Beschluss Nr. vom

Stellungnahmen

Personal- und Organisationsamt nicht erforderlich erforderlich f‘
Kammerei reine Personalvorlage " | = s.unten i
Rechtsamt nicht erforderlich erforderlich o
Umweltamt: Umweltpriifung nicht erforderlich erforderlich f‘
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nicht erforderlich erforderlich f"
- der HGO nicht erforderlich erforderlich e
StraRenverkehrsbehdrde nicht erforderlich erforderlich e
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich erforderlich .
Sonstige: nicht erforderlich erforderlich f“
Beratungsfolge DL-Nr.

(wird von Amt 16 ausgefulit)

a) |Ortsbeirat nicht erforderlich erforderlich
Kommission nicht erforderlich erforderlich e
Auslanderbeirat nicht erforderlich erforderlich e

b) |Seniorenbeirat nicht erforderlich erforderlich f"
Magistrat Tagesordnung A Tagesordnung B ¢
Eingangsstempel Biro des Magistrats Umdruck nur fir Magistratsmitglieder []
ihasdstc\:/ﬁlrjgrsdnetenversamqung nicht erforderlich erforderlich g
Eingangsstempel Amt 16 offentlich f* nicht 6ffentlich

[ ] wird im Internet/PIWI veréffentlicht

Bestatigung Dezernent/in

gez. Imholz gez. Bendel

Stadtkdmmerer Stadtrat

Vermerk Kammerei

X Stellungnahme nicht erforderlich

Wiesbaden, 07.10.2016

[ ] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen. gez. Imholz

[ ] = siehe gesonderte Stellungnahme

Stadtkdmmerer
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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [X] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

[] finanzielle Auswirkungen verbunden.

(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

[] rot L] grin

HMS-Ampel Prognose Zuschussbedarf:

abs.:

in %:

Il. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat

[] Investition ]

Investitionscontrolling Instandhaltung

Budget verfigte Ausgaben (Ist): abs.:

in %:

I1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Es handelt sich um [ ] Mehrkosten

[ ] budgettechnische Umsetzung

Gesamt-

darin zuséatzl.

Finanzierung

. . (Sperre, Kontierung | Kontierung
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kci):tgn Bedair[f]::pllupl Ertrag) (Objekt) (Konto)
in€

Bezeichnung

Summe einmalige Kosten:

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (aul3er bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet veroffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergénzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfiihrungen ab Pkt. 1.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Betrauung der Frankfurt RheinMain GmbH International Marketing of the Region in Ausfiihrung
der Vorschriften des europaischen Beihilferechts

Anlagen:

Anlage 1: Konsortialvertrag

C Beschlussvorschlag:

1. Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Betrauungen der Frankfurt RheinMain GmbH
auf Initiative der Gesellschaft durch PWC erstellt wurde und mit der Geschaftsfliihrung
und den weiteren Gesellschaftern abgestimmt ist.

2. Dem Abschluss des in der Anlage 1 beigefligten Konsortialvertrages durch die
Landeshauptstadt Wiesbaden zur Bestatigung und Bekraftigung der Betrauung der
FrankfurtRheinMain GmbH mit der Wirtschaftsforderung fur den Wirtschaftsraum
Frankfurt/Rhein Main wird zugestimmt.

3. Die Vertretung des Magistrats in der Gesellschafterversammlung der Frankfurt
RheinMain GmbH wird beauftragt und ermachtigt, die im Zusammenhang mit der
Betrauung erforderlichen rechtsverbindlichen Erklarungen abzugeben und Handlungen
vorzunehmen. Hierzu gehdren insbesondere die Unterzeichnung des Konsortialvertrages
und die Fassung des in § 6 des Konsortialvertrages aufgefiihrten Beschlusses der
Gesellschafterversammlung, die Geschéftsfuhrung Frankfurt RheinMain GmbH
anzuweisen, die mit der Betrauung Ubertragenen Aufgaben umzusetzen und den
Konsortialvertrag einzuhalten.

4. Sollten sich insbesondere aus beihilferechtlichen oder steuerrechtlichen Griinden
Anderungen des Konsortialvertrages als notwendig oder zweckmaRig erweisen, erklart
sich die Stadtverordnetenversammlung mit diesen Anderungen einverstanden, sofern
hierdurch der wesentliche Inhalt dieses Beschlusses und dessen Anlagen nicht verandert
werden.

D Begriindung

l. _Auswirkungen der Sitzungsvorlage
(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/MessgrofRen, Quantitat, Qualitat, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan,
Erfolgskontrolle)

[l._Demografische Entwicklung

(Hier ist zu berticksichtigen, wie sich die Altersstruktur der Zielgruppe zusammensetzt, ob sie sich &ndert und welche Auswirkungen es
auf Ziele hat. Indikatoren des Demografischen Wandels sind: Familiengrindung, Geburten, Alterung, Lebenserwartung, Zuwanderung,
Heterogenisierung, Haushalts- und Lebensformen)

[ll. Umsetzung Barrierefreiheit

(Barrierefreiheit nach DIN 18024 (Fortschreibung DIN 18040) stellt sicher, dass behinderte Menschen alle Lebensbereiche ohne
besondere Erschwernisse und generell ohne fremde Hilfe nutzen kdnnen. Hierbei ist insbesondere auf die barrierefreie Zuganglichkeit
und Nutzung zu achten bei der Erschlie3ung von Geb&auden und des o6ffentlichen Raumes durch stufenlose Zugéange, rollstuhlgerechte
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Aufzilige, ausreichende Bewegungsflachen, rollstuhlgerechte Bodenbelage, Behindertenparkplatze, WC nach DIN 18024, Verbreitung
von Informationen unter der Beachtung der Erfordernisse von seh- und hérbehinderten Menschen)

IV. Ergénzende Erlduterungen
(Bei Bedarf kdnnen hier weitere inhaltliche Informationen zur Sitzungsvorlage dargelegt werden.)

Die Landeshauptstadt Wiesbaden ist mit 4% am Stammkapital der Frankfurt RheinMain GmbH
beteiligt. Die satzungsmaRigen Aufgaben der Gesellschaft werden nur im geringen Umfang tber
eigene Umsatze finanziert. Die Finanzierung erfolgt hauptsachlich Gber Gesellschafterzuschisse,
deren Gesamththe nach § 7 Abs. 2 des Gesellschaftsvertrages bis zu 4 Mio. € p.a. betragen
kénnen, im Verhaltnis der Stammkapitalanteile der Gesellschafter untereinander. Fir das
Wirtschaftsjahr 2015 betrug der Gesellschafterzuschuss der Landeshauptstadt Wiesbaden 40 T€.
Diese Gesellschafterzuschiisse kénnten europarechtlich rechtswidrige Beihilfen i. S. d. Art. 107
Abs. 1 des Vertrages Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union (AEUV) darstellen. Unter
Beihilfen werden danach staatliche oder staatlich gewahrte Mittel verstanden, die durch die
Begunstigung bestimmter Unternehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb verfalschen oder
zu verfalschen drohen, soweit sie den Handel zwischen den Mitgliedstaaten beeintrachtigen. Da der
Tatbestand der Beihilfe weit gefasst ist, kann nicht ausgeschlossen werden, dass auch die
Gesellschafterzuzahlung der Landeshauptstadt Wiesbaden als eine solche unzulassige Beihilfe
eingestuft werden kénnte. Auch die Frankfurt RheinMain GmbH kann als Unternehmen i. S. d. Art.
107 AEUV gewertet werden, weil diese Leistungen ggf. auch am Markt ggf. Uber Ausschreibungen
beschafft werden kénnen. Auch wéren die im Haushalt der Landeshauptstadt Wiesbaden erfassten
Zuschusse insoweit als staatliche Mittel einzuordnen.

Die EU-Kommission hat in ihrem sog. Freistellungsbeschluss (FB) vom 20.12.2011 (K(2011) 9380)
Kriterien aufgestellt, nachdem Beihilfen an Unternehmen, die fir die Erbringung von
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschatftlichen Interesse (DAWI) gezahlt werden und nicht mehr
als 15 Mio. € pro Jahr betragen, auch ohne Genehmigung durch die EU-Kommission als DAWI
eingestuft werden kénnen und damit keine unzulassige Beihilfe begriinden.

Als eine solche DAWI kann auch im Wesentlichen die wirtschaftsférdernde Tatigkeit der
Gesellschaft eingeordnet werden. Somit kénnen die Gesellschafterzuschiisse durch einen
Betrauungsakt nach MaRRgabe des Freistellungsbeschlusses beihilferechtlich abgesichert werden,
was hier durch den beigefugten Konsortialvertrag erfolgen soll.

Fur den Betrauungsakt selbst bestehen keine Vorgaben tber die Rechtsform. Hier wurde der Weg
des Abschlusses des Konsortialvertrages gewahlt, dessen Umsetzung Uber eine
gesellschaftsrechtliche Weisung erfolgt (§ 6 Konsortialvertrag). Die umsatzsteuerliche
Unbedenklichkeit des Konsortialvertrages wurde vom zustandigen Finanzamt verbindlich bestatigt.
In 8§ 1 sind die gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen in Bezug auf die Wirtschaftsforderung
normiert, die sich nach § 1 Abs. 2 im Einzelnen aus dem Gesellschaftsvertrag und dem
Wirtschaftsplan ergeben. Nach § 1 Abs. 1 werden diese gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen
bestatigt und bekraftigt, um somit keine neuen Aufgabenfelder der Gesellschaft durch diesen
Konsortialvertrag zu begriinden.

In 8 2 wird der Hochstbetrag des Ausgleichs definiert, welcher flr die gemeinwirtschaftlichen
Verpflichtungen im Bereich der Wirtschaftsforderung geleistet werden kann. Zu betonen ist, dass
der Konsortialvertrag keinen Anspruch der Gesellschaft auf Gewahrung von Zuschiissen begriindet
(8 2 Abs. 1 S. 3), diese erfolgt unverandert Uber die Gesellschafterzuzahlungen nach § 7 Abs .2 des
Gesellschaftsvertrages. Die Hohe des Ausgleichs tber diese Gesellschafterzuzahlungen wird
vielmehr durch den Konsortialvertrag auf das beihilferechtlich zulassige Hochstmaf3 begrenzt.

Die ausgleichsfahigen Aufwendungen und die Parameter fur die Berechnung, Anderung und
Uberwachung sind vorab festzulegen. Eine solche Vorabfestlegung erfolgt hier tiber den
Wirtschaftsplan (8 2 Abs. 3, Abs. 5). Ausgleichsfahig sind danach die sog. Nettokosten, d.h. die im
Wirtschaftsplan nach den handelsrechtlichen Rechnungslegungsgrundsétzen ermittelten
Aufwendungen fir die betrauten gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen abziglich der aus den
Verpflichtungen erzielten Ertrage (8§ 2 Abs. 4). Diesem Betrag hinzugerechnet werden kann ein
Risikoaufschlag, welcher nach der Freistellungsentscheidung im Hochstbetrag 1 Prozentpunkt Gber
der von der EU-Kommission jeweils laufend ermittelten Swap-Sétzen liegen darf.

Soweit die Gesellschaft auch Tatigkeiten erbringt, die keine betrauungsfahigen
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen darstellen, sind die Aufwendungen und Ertrage flr diese
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Tatigkeiten mittels einer Trennungsrechnung von den Aufwendungen und Ertragen fur die
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen abzugrenzen (8§ 2 Abs. 2).

Andert sich der Sollaufwand bspw. durch weitere gemeinwirtschaftliche Tatigkeiten, die noch nicht
im Wirtschaftsplan erfasst werden konnten, kdnnen auch diese noch im Sollaufwand erfasst
werden, soweit der Wirtschaftsplan nach den Vorschriften des Gesellschaftsvertrages geandert wird
(8 2 Abs. 6).

In § 3 ist der Mechanismus zur Vermeidung von Uberkompensationen geregelt. Das Vorliegen einer
Uberkompensation wird danach durch Betrachtung eines 3-Jahreszeitraumes ermittelt. Belauft sich
der Betrag auf hochstens 10 % der jahrlichen durchschnittlichen Ausgleichsleistung, mindert dieser
Betrag im nachsten erreichbaren Wirtschaftsplan der Gesellschaft den Sollausgleich (8 3 Abs. 2).

In 8 4 Abs. 1 ist die nach dem Freistellungsbeschluss geregelte Hochstgeltungsdauer von zehn
Jahren ohne ordentliche Kindigung wahrend seiner Laufzeit vereinbart worden. Auch nach dem
Ablauf der zehn Jahre ist eine Fortsetzung der Betrauung mit DAWI moglich. Gesellschafter konnen
den Konsortialvertrag aus wichtigem Grund kiindigen, wenn sie aus der Gesellschaft ausscheiden
(8 4 Abs. 2).

Die Umsetzung des Konsortialvertrages Uber eine gesellschaftsrechtliche Weisung an die
Geschéftsfluhrung ist in § 6 geregelt.

V. Gepriifte Alternativen
(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar gepriift wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen.)

Wiesbaden, 10.10.2016
2004 2927/se

Gez. Gez.
Imholz Bendel

Stadtkammerer Stadtrat



	Umweltamt: Umweltprüfung

